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Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 
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Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
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erbitten, erſuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 2 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beiagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer. Berückſichtigung finden. 


Wir erſuchen die P. T. Abonnenten der „Oeſterr. 
Zeitſchrift für Verwaltung“ davon Kenntniß zu 
nehmen, daß ſich die Adminiſtration dieſes Blattes 
von jetzt ab wieder in der Buchhandlung von Moritz 
Perles in Wien, I., Bauernmarkt Nr. 11 befindet 
und daß von nun an alle Einſendungen, Prünume⸗ 
rationen und Geldbeträge dorthin zu richten ſind. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die auf Grund einer Ehrenbeleidigungsklage verfügte gerichtliche 
Beſchlagnahme einer Druckschrift aun 2 vn ru ar des | 
Anklägers von der Anklage ($ 227 St. P. O.) nicht aufrecht | 
erhalten werden. 
Dr. P veröffentlichte im Frühjahre 1876 durch den Druck eine 
Broſchüre über ein neues Inſtrument zur Sicherung des Seeverkehrs. 
Dieſer Broſchüre war ein Anhang unter dem Titel „Abwehr“ beigehef⸗ 


tet, in welchem Dr P. den nautiſchen Conſulenten G. beſchuldigte, daß 
er an dem von Dr. P. erfundenen Inſtrumente einige ganz unbedeu⸗ 
tende Aenderungen vorgenommen und ſich auf Grund derſelben als Er⸗ 
finder des Inſtrumentes in die öffentliche Meinung einzuſchmuggeln 
verſucht habe. Weiter machte Dr. P. dem G. den Vorwurf der Pira⸗ 
terie auf wiſſenſchaftlichem Gebiete und proteſtirt dagegen, daß ihm die 
Priorität und Ehre der Erfindung aus der Hand escamotirt werde. 
Durch den Inhalt der „Abwehr“ in ſeiner Ehre gekränkt, überreichte 
G. beim k. k. Landesgerichte Trieſt gegen Dr. P. am 30. Mai 1876 
eine Anklageſchrift wegen Vergehens der Ehrenbeleidigung nach 88 488 
und 493 St. G., worüber die Hauptverhandlung vor dem Geſchwor⸗ 


nengerichte auf den 2. September angeordnet wurde. Inzwiſchen erwirkte 


G. mit Bezug auf § 487, Abi. 2 St. P. O. auch die gerichtliche 
Beſchlagnahme der oberwähnten Broſchüre. Im Einverſtändniſſe beider 
Theile wurde die Beſchlagnahme ſpäter auf die „Abwehr“ beſchränkt, 
die Broſchüre ſelbſt dem Dr. P. zurückgeſtellt. Noch vor dem Beginne 
der Hauptverhandlung erſchien jedoch G. am. 2. September bei dem 
Vorſitzenden derſelben und erklärte zu Protokoll, daß er die gegen Dr. 
P. überreichte Anklage wegen Ehrenbeleidigung zurückziehe, und daher 
bitte, daß die Hauptverhandlung nicht ſtattfinde. Die Rathskammer 
faßte hierüber auf Grundlage des $ 227 St. P. O. den Einſtellungs⸗ 
beſchluß mit dem Beifügen, daß es von der angeordneten Hauptver⸗ 
handlung abzukommen habe und verurtheilte den Kläger in die Zahlung 
der Koſten. Der Einſtellungsbeſchluß wurde beiden Parteien zugeſtellt 
und erwuchs in Rechtskraft. Dr. P. begehrte daher am 27. October 
vom Landesgerichte die Freigebung der mit Beſchlag belegten Exemplare 
der „Abwehr“, welche ihm vom Landesgerichte bewilligt wurde. G. 
brachte jedoch gegen die Entſcheidung des Landesgeriches die Beſchwerde 
an das Oberkandesgericht ein und begehrte die Zurückweiſung des geg⸗ 
neriſchen Geſuches. Hierüber hat das Oberlandesgericht mit Erledigung 
vom 16. November 1876 in Erwägung, „daß in dem Inhalte der 
„Abwehr“ die Merkmale einer ſtrafbaren Handlung zu erkennen ſind, 
und daß daher auf Grund der Beſtimmung des $ 492 St. P. O. 
dem Geſuche um Zurückſtellung dieſer in gerichtlicher Verwahrung befind⸗ 


lichen Druckſchrift nicht willfahrt werden konnte“, der Beſchwerde Folge 


gegeben, die landesgerichtliche Entſcheidung abgeändert und die von Dr. 
P. mit Geſuch vom 27. October geſtellte Bitte zurückgewieſen. 

Die Erledigung des Oberlandesgerichtes gelangte ſowohl durch 
die k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft als auch durch eine Eingabe des Dr. 
P. zur Kenntniß der Generalprocuratur, welche in derſelben eine Ver⸗ 
letzung des Geſetzes erblickte und eine Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wah⸗ 
rung des Geſetzes bei dem k. k. oberſten Gerichts⸗ als Caſſationshofe 
einbrachte. 

„Der k. k. Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 11. Mai 
1877, 3. 1194: Durch die Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes 
Trieſt vom 16. November 1876, 3. 4228, wurde das Geſetz verletzt; 
es wird deßhalb die Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes vom 
16. November 1876, Z. 4228, aufgehoben und die Entſcheidung des 


k. k. Landesgerichtes in Trieſt vom 28. October 1876, Z. 7343, 
wieder hergeſtellt. Gründe: 

„In Erwägung, daß G. wegen der in der „Abwehr“ betitelten 
Beilage der Broſchüre „P.'s Patent⸗Dromoſkop oder Curscorrector“ 
enthaltenen Ausdrücke gegen deren Verfaſſer Dr. P. die Anklage auf 
Ehrenbeleidigung (nach den §§ 488 bis 493 St. G. B.) erhob; in 
Erwägung, daß der Ankläger von dieſer Klage abſtand, bevor darüber 
an dem feſtgeſetzten Tage die Verhandlung ſtattfand, und daß die 
Rathskammer hierüber auf Grundlage des $ 227 St. P. O. den Eiu⸗ 
ſtellungsbeſchluß faßte; in Erwägung, daß Gegenſtand der Anklage eine 
ſolche ſtrafbare Handlung war, welche nach dem Strafgeſetze nur auf 
Anklage des in ſeinem Rechte Verletzten ſtrafgerichtlich verfolgt werden 
kann und weil wegen der Abſtehung des Anklägers der Fall einer Ver⸗ 
fügung nach $ 492 St. P. O. (welcher immer eine Entſcheidung des 
Erkenntnißgerichtshofes über die Frage, ob in dem Inhalte einer Druck 
ſchrift der Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung liege, vorausſetzt) 
nicht vorliegt; in Erwägung, daß weil in Folge des Einſtellungsbe⸗ 
ſchluſſes die über den obenerwähnten Broſchüre⸗Anhang verhängte Be⸗ 
ſchlagnahme nach $ 489 St. P. O. ihre Wirkſamkeit verlor die nach 
der Beſtätigung der Beſchlagnahme in gerichtlicher Verwahrung verblie⸗ 
benen Exemplare des erwähnten Druckwerkes auf Anlangen des Ver⸗ 
faſſers Dr. P. ſelbſt dieſem ausgefolgt werden mußten; in Erwägung, 
daß daher die Entſcheidung des k. k. Landesgerichtes Trieſt vom 28. 
October 1876, Z. 7343, womit dem Anſuchen des Dr. P. um Rück⸗ 
ſtellung der mit Beſchlag belegten Exemplare des bezeichneten Druck⸗ 
werkes Folge gegeben wurde, dem Geſetze entſpricht, während dies bei 
der Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes vom 16. November 
1876, Z. 4228 (welches in Abänderung der erſtrichterlichen Verfügung 
das Geſuch des Dr. P. nach § 492 St. P. O abwies) nicht zutrifft.“ 


Wohnſitz im Sinne der Gemeindewahlordnung. Wählbarkeit des 
Badearztes, der ſich während der Curſaiſon im Badeorte aufhält 
und daſelbſt auch außer der Curſaiſon feine eigene Wohnung 
hat, zum Mitgliede des Gemeindevorſtandes des Badeortes ). | 


Am 8. December 1876 haben Franz R. und Genoſſen, welche 
in J. das Wahlrecht in die Gemeindevertretung beſitzen, dem Gemeinde- 
amte daſelbſt eine an die Bezirkshauptmannſchaft T. gerichtete Eingabe 
überreicht, worin ſie um die Ungiltigkeitserklärung der Wahl des Dr. 
P. zum erſten Gemeinderathe und Anordnung der Vornahme einer 
Neuwahl baten, weil Dr. P. in der Gemeinde J. weder einen ordent⸗ 
lichen noch bleibenden Wohnſitz hat, ſich daſelbſt nur während der Bade⸗ 
ſaiſon durch 4 bis 6 Wochen ununterbrochen aufhält und die übrige 
Zeit des Jahres ſich in J. auch nicht Einen ganzen Tag aufhält. 
(8 36. Abſ. 1 der Gemeindewahlordnung für Böhmen ddo. 16. April 
1864, L. G. und V. Bl. Nr. 7.) 

Die Statthalterei, welcher die Bezirkshauptmannſchaft die vorge⸗ 
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wohnhaft iſt, nicht in den Gemeindevorſtand gewählt werden könnte, 
was offenbar nicht im Geiſte des Geſetzes gelegen. 

In dem dagegen überreichten Recurſe des Franz R. wurde ausge⸗ 
führt, daß Dr. P. die Praxis in T., wo er ſeit 20 Jahren wohne, 
ausübe. Nur für die Zeit der Badeſaiſon überſiedle er nach J., 
wo er in der Regel vom Anfang Juni bis Anfangs September zu 
bleiben pflege; er wohne ſomit 3 Monate in J. und 9 Monate in T. 
Daß letzterer Ort und nicht J. der Wohnort des Dr. P. ſei, ſei 
auch von den Behörden anerkannt worden, indem Dr. P., welcher 
anfänglich in die Geſchwornenlifte für J. eingetragen war, aus dieſer 
von Amtswegen und zwar aus dem Grunde ausgeſchieden worden ſei, 
weil er ſeinen Wohnſitz in T. habe. Daher könnte Dr. P. auch die ihm 
obliegenden Pflichten, eventuell den Gemeindevorſteher zu vertreten, nicht 
erfüllen. (5 52 alin. 2 Gemeinde⸗Ordnung.) 

Die Statthalterei hat dem Recurſe des F. R. unterm 20. Febr. 
1877 keine Folge gegeben, „weil Dr. P. nach Inhalt der Verhand⸗ 
lungsacten Badearzt in J. iſt, daſelbſt auch außer der Curſaiſon ſeine 
eigene Wohnung hat und dort auch thatſächlich einen Theil des Jahres 
über wohnt, bei dieſem Sachverhalte aber aus dem Umſtande, daß 
Dr. P. auch in T. eine Wohnung beſitzt und zeitweilig dort wohnt, 
das Vorhandenſein des Ausnahmsgrundes des § 36, Punkt 1 Gem. W. 
Ord. füglich nicht gefolgert werden kann“. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 11. Mai 1877, 
3. 5853, der dagegen ergriffenen Berufung des Franz R. aus den der 
angefochtenen Entſcheidung zu Grunde liegenden Motiven keine Folge 
gegeben. W. 


Der Grundſatz, daß bei der Erwerbung der öſterr. Staatsbürger: 

ſchaft durch einen Ausländer deſſen minderjährige eheliche Kinder 

von der Erwerbung der Staatsbürgerſchaft nicht ausgeſchloſſen 

werden können, kommt bei der Erwerbung der öſterr. Staats⸗ 

bürgerſchaft durch eine ausland ſche Frauensperſon (Witwe) 
nicht zue Geltung. 

Katharina K., geborne M. war ehemals öſterreichiſche Staats⸗ 
angehörige. Vor zehn Jahren hatte ſie ſich mit einem ſchweizeriſchen 
Staatsangehörigen verehelicht und war in Folge deſſen der öſterreichi⸗ 
ſchen Staatsbürgerſchaft verluſtig geworden. Nachdem ihr Mann (vor 
ſieben Jahren) geſtorben war, überſiedelte ſie wieder nach Oeſterreich und 
hielt ſich zumeiſt in ihrer früheren Heimatgemeinde H. oder in S. auf. 

Mit Eingabe vom 26. November 1876 iſt nun Katharina K. 
um Wiederverleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft mit Aus⸗ 
ſchluß jedoch ihrer zwei Kinder, des neunjährigen Ernſt Adolf und des 
fiebenjährigen Karl Guido eingeſchritten. Zu dieſem Zwecke hat fie das 
Certificat über die Zuſicherung der Aufnahme in den Gemeindeverband 
H. ſowie eine Beſtätigung dieſer Gemeindevorſtehung beigebracht, daß 
ſie ein Vermögen von 100.000 fl. beſitze, demnach eine geſicherte 
Subſiſtenz habe. 

Der Bezirkshauptmann in S. hat ſich bei Vorlage dieſes Geſuches 
an die Landesregierung für die Zurückweiſung ausgeſprochen, da nach 


brachte Einwendung zur Entſcheidung vorgelegt hat, hat dieſer unterm den Erläſſen des Miniſteriums des Innern vom 14. October 1869, 
23. Jänner 1877 die Amtshandlung in erſter Inſtanz aufgetragen, Z. 16.603 und 5. December 1869, Z. 17.311 das öſterreichiſche Staats⸗ 
„weil der § 32 der Gemeindewahlordnung lediglich bezüglich der Ein⸗ bürgerrecht einem Ausländer unter Zugeſtehung des Vorbehaltes, daß 
wendungen gegen das Verfahren bei der Wahl des Gemeinde⸗Ausſchuſſes die vorhandenen minderjährigen Kinder von der Aufnahme in den 


der Statthalterei eine unmittelbare Ingerenz zuweist, dieſe Ausnahms⸗ 
beſtimmung aber ſtrenge zu interpretiren iſt und bei der Enkſcheidung 
über Einwendungen gegen die Giltigkeit von Vorſtandswahlen analog 
nicht angewendet werden kann“. 

Auf Grund dieſer Weiſung hat die Bezirkshauptmannſchaft ddo. 
26. Jänner 1877, die auf Dr. P. gefallene Wahl als erſter Gemeinderath 
unter Zurückweiſung der Einwendungen gegen dieſelbe aufrecht erhalten, 
da Dr. P. während der Curſaiſon in J. wohnt, mithin zeitweilig daſelbſt 
und zeitweilig in T. ſeinen Wohnſitz hat, überdies Ehrenmitglied von J. 
und Beſitzer eines Grundes daſelbſt iſt. Weiters ſetzte die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft auseinander, daß der $ 36 Gemeinde - Wahl - Ordnung 
ſtrenge ausgelegt werden müſſe, weil ſonſt nach deſſen Wortlaute kein Vor⸗ 
ſtandsmitglied auch nur kurze Zeit in einer andern Gemeinde wohnen 
dürfte und weil weiter ein Ausſchußmitglied, das zufällig zur Zeit der Vor⸗ 
ſtandswahl, wenn auch nur auf kurze Zeit, in einer anderen Gemeinde 


) Man vergl. die Mitteilung in Nr. 26 auf S. 102 des Jahrganges 1874 
dieſer Zeitſchrift. 5 3 
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Staatsverband ausgeſchloſſen bleiben, nicht ertheilt werden könne. 

Im Einklange mit dieſem Antrage hat auch die Landesregierung 
mit Entſcheidung vom 8. December 1876 das Geſuch der Katharina K. 
abgewieſen, „da nicht eigenberechtigte Kinder im Sinne des Hoſkanzlei⸗ 
Decretes vom 30. Auguſt 1832 bei Erwerbung der öſterreichiſchen 
Staatsbürgerſchaft ſeitens der Eltern denſelben in der Zuſtändigkeit 
ipso jure ſolgen, daher die von der Einwanderungswerberin geſtellte 
Bedingung als eine geſetzwidrige erſcheint und ſohin der Willfahrung 
ihrer Bitte im Wege ſteht“. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Katharina K., indem ſie an⸗ 
führte, daß das berufene Hoſkanzleidecret wohl nur auf den Vater, 
nicht auch auf die Mutter Anwendung finde, da auch nach dem Heimat⸗ 
geſetze vom Jahre 1863 eheliche Kinder dem Heimatrechte des Vaters 
und nicht der Mutter ſolgen und laut § 13 dieſes Geſetzes der Tod 
des Vaters an dem Heimatrechte der Kinder nichts ändert. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 24. April 1877, 
3. 2904 die Entſcheidung der Landesregierung vom 8. December 1876 
behoben und in Willfahrung des im Recurſe geſtellten Begehrens der 


Recurrentin die nachgeſuchte öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft zu verleihen 
befunden, „weil das gedachte Hofkanzleidecret dieſer Verleihung nicht 
entgegenſteht, indem die Staatsbürgerſchaft der minderjährigen ehelichen 
Kinder von der Staatsbürgerſchaft des Vaters, der ſie zu folgen haben, 
und nicht von jener der Mutter abhängig iſt und durch die Ver⸗ 
leihung der angeſuchten Staatsbürgerſchaft, gegen die auch ſonſt kein 
Anſtand obwaltete, kein anderes Verhältniß entſteht, als wenn die 
Mutter ſich mit einem Oeſterreicher verehelichen würde, in welchem 
Falle ſie die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft erlangen würde und jene 
ihrer minderjährigen Kinder aus der früheren Ehe unberührt bliebe“. 


Erkennung der politiſchen Behörde über die Verpflichtung zur 

Annahme einer Wahl in die Gemeindevertretung. Die politiſche 

Behörde iſt jedoch nicht berechtigt, eine Milderung der von 

der Gemeindevertretung diesfalls verhängten Geldbuße auszu⸗ 
ſprechen “). 


Die am 29. Juni 1876 neu gewählte Gemeindevertretung von 
K. trat am 9. Juli 1876 zur Wahl des Gemeindevorſtandes zuſammen 


und wählte mit der nöthigen Stimmenzahl den Joſef C. zum Gemeinde⸗ 


vorſteher. Dieſer erklärte wiederholt und auf das Beſtimmteſte dieſe 
Wahl nicht anzunehmen. Die Gemeindevertretung hat ſomit ein an⸗ 
deres Ausſchußmitglied zum Vorſteher gewählt, jedoch in der Sitzung vom 
16. Juli 1876 den Joſeſ C. nach 8 20 Gem.⸗Ord. ) einſtimmig 
zum Erlage einer Geldſtraſe von 100 fl. ö. W. verurtheilt und 
zugleich erklärt, daß derſelbe ſowohl für die gegenwärtige als auch 
die nächſtfolgende Wahlperiode des Wahlrechtes verluſtig ſei. 

Dagegen hat C. unter Beibringung eines von einem Wundarzte 


ausgefertigten Zeugniſſes, demgemäß derſelbe an nervöſem Herzklopſen und 
Schwindel leidet und geiſtige Anſtrengungen meiden muß, eine Vorſtel⸗ 
welche die Gemeindevertretung in der Sitzung vom 


lung überreicht, 
6. Auguſt 1876 einſtimmig zurückgewieſen hat, wobei ſehr eingehend 


den Gemeindevorſteherpoſten der tauglichſte Mann in der Gemeinde ſei, 
daß er zur Zeit, als ſein verſtorbener Vater Gemeindevorſteher war, ſämmt⸗ 


liche Schreibgeſchäfte in der Gemeinde zur Zufriedenheit Aller beſorgt habe. 
ddo. ı 
erkannte, daß die Beichlüffe der Gemeindever⸗ 


C. recurrirte an die 
5. September 1876 
tretung vom 16. Juli und 6. Auguſt 1876 dem Geſetze entſprechen 
und namentlich betreffs des von C. beigebrachten Zeugniſſes bemerkte, 
daß auf ſelbes keine Rückſicht genommen werden könne, da es von 
keinem graduirten Doctor ausgeſtellt und es allgemein bekannt ſei, 
daß Joſef C. den in demſelben bezeichneten Krankheiten nicht unterworfen 


Bezirkshauptmannſchaft, welche 


ſei, und daß ſelbe ſomit das Anſuchen um Annullirung dieſer Beſchlüſſe 


ablehnen müſſe. 
Die Statthalterei hat der dagegen ergriffenen Beruſung des C. 


unterm 14. December 1876 keine Folge gegeben, weil der Gemeinde⸗ 
ausſchuß durch die Beſchlüſſe vom 16. Juli und 6. Auguſt 1876 


weder das Geſetz verletzt, noch ſeinen Wirkungskreis überſchritten hat. 

In der rechtzeitig überreichten Miniſterialbeſchwerde wies C. 
abermals darauf hin, daß er zu dem Amte eines Gemeindevorſtehers 
weder die körperliche noch die geiſtige Eignung beſitze und daß die 
Uebernahme dieſer Stelle auf die Bewirthſchaftung ſeiner ausgedehnten 
Realität ſehr nachtheilig wirken würde. Die Schlußbitte lautete auf 
Behebung des erſtinſtanzlichen Ausſpruches, eventuell auf Milderung 
der ſehr empfindlichen Geldſtrafe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 3. Mai 1877, 
3. 4113 erkannt: „Dem Recurſe des Joſef C. aus K. gegen die 
in Beſtätigung des Erlaſſes der k. k. Bezirkshauptmannſchaft ddo. 
5. September 1876 ergangene Entſcheidung der Statthalterei ddo. 
14. December 1876 wird aus den Motiven der recurrirten Entſcheidung 
keine Folge gegeben. Was die vom Recurrenten geſtellte, eventuelle 
Bitte um Milderung der fraglichen Geldbuße von 100 fl. betrifft, 
ſo iſt demſelben bedeuten zu laſſen, daß das Miniſterium des Innern 
auf dieſe Bitte nicht eingehen kann, da dieſe Geldbuße von der Ge⸗ 
meindevertretung in Handhabung des ihr eingeräumten ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſes verhängt worden iſt.“ W. 


*) M. vergl. die Mitthlg. in Nr. 31 auf S. 123 des Ihrg. 1873 d. Zeitſchriſt. 
*+) Gem.⸗Ord. für Böhmen vom 16. April 1864. —.— u 
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5 | den gedachten Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft Neunkirchen, 
geltend gemacht wurde, daß C. notoriſch vollkommen geſund und für 


Die Anwendung des u.⸗ö. Landesgeſetzes vom 22. Jauuar 1875, 
Nr. 38, hinſichtlich der Ablöſung von un veränderlichen Giebig⸗ 
keiten an Kirchen, Schulen, Pfarren oder kirchliche Organe auf 
eine diesbezügliche Leiſtung hat erſt nach erfolgter Anmeldung 
derſelben von Seite einer Partei ſtattzufinden. 


Das Pfarramt Glſchaidt) wandte ſich im Auguſt 1875 an die 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft Neunkirchen mit der Anfrage, ob die 
Leiſtung von 33 Klaftern Holz, zu welcher ſich die Pfarrgemeinde 
Glſchaidt) laut des am 1. Juni 1808 ausgeſtellten Reverſes zu Gunſten 
der genannten Pfarre verpflichtet hatte, den im $ 2 des n.⸗6. Landes⸗ 
geſetzes vom 22. Januar 1875, Nr. 38 bezeichneten freiwilligen 
Leiſtungen gleichzuachten, oder ob dieſelbe im Sinne dieſes Geſetzes 
der Ablöſung zu unterziehen ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft N. erwiederte auf dieſe Anfrage, daß, 
nachdem die Gemeinde G. ſich nach dem gedachten Reverſe zu der 
beſagten Leiſtung verpflichtete, dieſelbe als keine freiwillige angeſehen 


werden könne und demnach das bezogene Landesgeſetz hierauf unzweifel⸗ 
hafte Anwendung finde. Gegen dieſen Beſcheid ergriff das Pfarramt einen 


Recurs an die k. k. Statthalterei zu Wien mit der Bitte, zu erkennen, 
daß „beſagtes Holzdeputat per 33 Klafter nicht in die Wirkſamkeit des 
§ 2 des Landesgeſetzes zur Abl¾öſung von Amtswegen falle“ und be⸗ 
gründete dieſelbe durch die Behauptung, daß die Gabe durch die revers⸗ 
liche Verpflichtung den freiwilligen Charakter keineswegs verloren habe. 

Dieſem Recurſe gab die Statthalterei mit Erlaß vom 29. März 
1876, 3. 4834 aus den Gründen des angefochtenen Erlaſſes keine 
Folge und fügte bei, daß hiedurch jedoch einer über die erwähnte 
Naturalgiebigkeit im Sinne des bezogenen Geſetzes einzuleitenden Ver⸗ 
handlung, beziehungsweiſe einem hierüber zu fällenden Erkenntniſſe der 
Ablöſungscommiſſion in keiner Weiſe präjudicirt werde. 

Das Pfarramt verfolgte hierauf den weiteren Inſtanzenzug durch 
Einbringung eines Miniſterialrecurſes, über welchen das k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern mit Erlaß vom 19. Januar 1877, 3. 17.250 
wodurch 
die Giebigkeit jährlicher 33 Klafter Holz der Gemeinde Glſchaidt) an 
die Pfarre Glſchaidt) als dem Landesgeſetze vom 22. Jauuar 1875 
Nr. 38 unterliegend erklärt worden iſt, außer Kraft ſetzte und aus⸗ 
ſprach, „daß die Entſcheidung der Frage, ob das genannte Landesgeſetz 
auf die erwähnte Holzgiebigkeit Anwendung findet oder nicht, jenem 
Zeitpunkte vorzubehalten ſei, wann dieſe Giebigkeit von der einen oder 
anderen Seite zur Amtshandlung nach dieſem Geſetze angemeldet werden 
wird. Denn nachdem dieſe Giebigkeit bisher von keiner Seite zur Ab⸗ 
löſung nach dieſem Geſetze angemeldet worden ſei, ermangle für die 
politiſchen und beziehungsweiſe Ablöſungsbehörden jeder geſetzliche An⸗ 
haltspunkt, um ſich in eine rechtsverbindliche Auslegung des Landes⸗ 
geſetzes vom 22. Januar 1875 einzulaffen”. L. P. 


Eine nur nach moſaiſchem Ritus ohne Beobachtung der im a. b. 

G. B. vorgeſchriebenen Förmlichkeiten verehelichte Frau kann 

im Sinne des $ 152 der Strafproceß⸗Ordnung nicht als Ehe⸗ 
gattin angeſehen werden. 

In der Straſſache gegen Chaim B. wegen Verbrechens des Be⸗ 
truges wurde zu der beim k. k. Landesgerichte in Lemberg auf den 
23. October 1876 feſtgeſetzten Hauptverhandlung als Belaſtungszeuge 
auch Malke B. vorgeladen. Bei ihrer Einvernehmung während der 
Hauptverhandlung gab nun Malke B. an, daß ſie die Ehegattin des 
Angeklagten Chaim B. ſei, fügte jedoch hinzu, daß ſie mit dem Letz⸗ 
teren nur nach moſaiſchem Ritus verehelicht ſei, indem die Ehe nicht vor 
dem Rabbiner, ſondern nur vor einem gewöhnlichen ältern Manne ab⸗ 
geſchloſſen wurde. Der Vorſitzende hielt ſonach der Malke B. die Rechts⸗ 
wohlthat des 8 152, Z. 1 St. P O. vor, worauf Malke B. von der⸗ 
ſelben Gebrauch zu machen und ſich der Zeugenſchaft entſchlagen zu 
wollen erklärte. Der Vertreter der k. k. Staatsanwaltſchaft widerſetzte 
ſich der Vorhaltung der Rechtswohlthat des $ 152 St. P. O. an Malke 
B. und deren Befreiung von der Zeugenſchaft, weil dieſelbe laut eigener 
Ausſage mit dem Angeklagten nur nach moſaiſchem Ritus ohne Beob⸗ 
achtung der nach dem a. b. G. B. zur Giltigkeit der Ehe erforder⸗ 
lichen Förmlichkeiten vermählt ſei, ſomit als eine Gattin des Angeklagten 
im Sinne des Geſetzes nicht angeſehen werden könne. Der Vertheidiger 
des Angeklagten opponirte dieſem Antrage der Staatsanwaltſchaft. 

Der Gerichtshof fällte ſohin das Erkenntniß auf Zurückweiſung 


des obbezeichneten Antrages der k. k. Staatsanwaltſchaft, weil es nicht 
üblich ſei von denjenigen Perſonen, welchen die Rechtswohlthat des 
8 152 St. P. O. zuſteht, Trauungsſcheine oder ähnliche Ausweiſe ab⸗ 
zuverlangen und weil in eine nähere Erörterung, ob die Ehe nach den 
Satzungen des a. b. G. B. oder nur nach moſaiſchem Ritus geſchloſſen 
wurde, nicht eingegangen, ſohin auch die Giltigkeit der Ehe nicht in 
Zweifel gezogen werden könne. Nach Kundmachung dieſes Beſchluſſes 
erklärte die abermals befragte Malke B., daß ſie von der Rechtswohlthat 
des 8 152 St. P. O. Gebrauch mache und wurde ſohin von der 
Zeugenſchaft befreit, wogegen der Vertreter der k. k. Staatsanwaltſchaft 
ſich die Nullitätsbeſchwerde vorbehalten zu wollen erklärte. 

Nach geſchloſſenem Beweisverfahren hielt die k. k. Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die Anklage aufrecht mit dem eventuellen Antrage auf Verurthei⸗ 
lung des Angeklagten wegen des Verbrechens der Veruntreuung. 

Der Gerichtshof fällte jedoch ein freiſprechendes Urtheil, in deſſen 
Gründen bezüglich der Veruntreuung auch die Unnöglichkeit der Con⸗ 
ſtatirung des Sachverhaltes ob Entſchlagung der Malke B. von der 
Zeugenſchaft erwähnt wird. 

Wider dieſes Urtheil wurde von der k. k. Staatsanwaltſchaft die 
Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben und unter Anderem auch auf den Nich⸗ 
tigkeitggrund des § 281, 3. 4 St. P. O. geſtützt, weil durch das 
gegen den Widerſpruch der Staatsbehörde gefällte Zwiſchenerkenntniß, 
auf Grund deſſen Malke B. ſich der Zeugenſchaft entſchlagen hat, die 
Beſtimmung des § 152, 8. 1 St. P. O. unrichtig angewendet und 
durch dieſe unrichtige Anwendung auf die Entſcheidung über die An⸗ 
klage ein beeinträchtigender Einfluß geübt wurde. 

Der k. k. oberſte Gerichts⸗ und Caſſationshof hat nun nach der 
am 8. Juni 1877 abgehaltenen öffentlichen Caſſationsverhandlung dieſer 
Nichtigkeitsbeſchwerde mit Entſcheidung vom 8. Juni 1877, 3. 177 
ſtattgegeben, das angefochtene Urtheil ſammt der vorausgegangenen 
Hauptverhandlung aufgehoben und die Sache zur neuerlichen Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung verwieſen. Gründe: 

„Das Geſetz hat im § 152 St. P. O. von der allgemeinen 
Verpflichtung vor Gericht Zeugenſchaft abzugeben für Perſonen, die mit 
dem Beſchuldigten in den dort angegebenen Verhältniſſen ſtehen, die 
Ausnahme eintreten laſſen, daß ſie ſich der Zeugenſchaft entſchlagen 
können, weil ſie ſonſt wegen ihres perſönlichen und vielleicht auch ſach⸗ 
lichen Intereſſes in eine Zwangslage verſetzt ſein könnten. Zu dieſen 
Perſonen gehört auch die Ehegattin. Allein eben weil die Geſetzesbe⸗ 
ſtimmung des 8 152 St. P. O. eine Ausnahme iſt, kann fie nur von 
ſolchen Perfonen in Anſpruch genommen werden, welche die Bedingungen, 
unter denen das Geſetz dieſe Rechtswohlthat zugeſteht, nachweiſen. Dieſe 
Bedingungen hat aber Malke B. nicht dargethan; ſie ſelbſt gibt an, 
daß ihre Ehe nicht vor dem Rabbiner oder Religionsweiſer, wie es das 
Geſetz in den 88 75, 123, 127 a. b. G. B. als weſentlich fordert, 
ſondern nur vor einem Aelteren der Gemeinde geſchloſſen wurde. Ab⸗ 
geſehen davon, daß auch dieſes Letztere nicht erwieſen iſt, könnte es 
auch nicht zureichen, weil nicht einmal behauptet, vielweniger dargethan 
wurde, daß dieſer Aeltere ein Beſtellter des Rabbiners oder Religions- 
weiſers geweſen. Wegen dieſes Mangels kann demnach Malke B. im 
Sinne des Geſetzes nicht als Ehegattin des Chaim B. angefehen und 
nicht unter jene Perſonen gerechnet werden, denen das Geſetz die Rechts⸗ 
wohlthat des § 152 St. P. O. zugeſteht. Da dies aber gegen den 
Widerſpruch der k. k. Staatsanwaltſchaſt geſchehen und durch dieſen 
Vorgang Grundſätze des Straſverfahrens hintangeſetzt worden ſind, deren 
Beobachtung durch das Weſen der Strafverfolgung geboten iſt, ſo erſcheint 
der Nichtigkeitsgrund des 8 281, Z. 4 St. P. O. begründet und es 
mußte nach S 288, 8. 1 St. P. O. das Urtheil aufgehoben und die 
Sache zur neuerlichen Verhandlung und Entſcheidung an den Gerichts⸗ 
hof geleitet werden.“ Ger. H. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 
Competenz der Verwaltungsbehörden in Waſſerrechtsſachen. 


Ueber Art und Maß der Waſſerbenutzung aus öffentlichen Ge⸗ 
wäſſern, z. B. zur Wieſenbewäſſerung, entſcheiden die Verwaltungsbe⸗ 
hörden und nicht die Gerichte. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 5. Januar 1877, 3. 14327. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Wieſenbewäſſerungsrecht. 


Die Behauptung, daß bei dem Beſtande der Mühlenordnung von 
1814 und des neuen Waſſerrechtsgeſetzes Waſſerbezugsrechte zur Wieſen⸗ 
bewäſſerung nur durch behördliche Verleihung erworben werden können, 
iſt unrichtig und iſt bei Streitigkeiten über die Theilnahme an Waſſer 
nach 8 93 des Waſſerrechtsgeſetzes (Mähren) der rechtmäßige Beſitz⸗ 
ſtand zu ſchützen. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 12. Januar 1877, Z. 11630. 
Haftung des Beſttznachfolgers für Koſten in Waſſerrechtsan⸗ 
gelegenheiten. 

Der Nachfolger im Beſitze einer Liegenſchaft übernimmt nicht 
bloß die dem Vorfahrer bewilligten, nicht ausdrücklich auf die Perſon 
des Bewerbers beſchränkten Waſſerbenützungsrechte, ſondern auch die 
aus dieſen Rechten hervorgehenden Verpflichtungen, hat daher auch für 
die Koſten zu haften, zu welchen der Vorfahrer wegen Ausnützung der 
Waſſerrechte verurtheilt wurde. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 19. Januar 1877, Z. 14256. 


Das Recht zur Wieſenbewäſſerung, welches in älteren Geſetzen 
und Verordnungen bei Mühlbächen auf die Veſperzeit, d. i. Samſtag 
2 Uhr Nachmittags bis Sonntag 2 Uhr Nachmittags, als regelmäßige 
Benützung eingeſchränkt iſt, kann im Sinne des neuen Waſſerrechtsge⸗ 
ſetzes auf längere Zeit in Anſpruch genommen werden, wenn für eine 
längere Benützung der rechtmäßige Beſitz ſpricht, oder wenn ſelbe ohne 
weſentliche Beeinträchtigung der Mühlwerke ſtattfinden kann. 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 19. Juni 1877, 3. 6656 an ſämmtliche 
Oberlandesgerichte, betreffend die Abweſenheit der Notare, welche Deputirte ſind. 


| Nach § 8 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 141 
R. G. Bl., bedürfen die in das Haus der Abgeordneten gewählten öffentlichen 
Beamten und Functionäre zur Ausübung ihres Mandates keines Urlaubes. 

Dieſe Beſtimmung iſt, nach der Anſicht des Juſtizminiſteriums, auch 
auf Notare bei Ausübung ihres Mandates als Reichsrathsabgeordnete anzu⸗ 
wenden, und das Juſtizminiſterium nimmt keinen Anſtand, die Anwendbarkeit 
dieſer Beſtimmung auch für das Landtagsmandat zuzugeſtehen. 

Es genügt ſonach, daß der Notar, unter Vorlage des Wahleertiſtcates 
auf dem Wege der Notariatskammer die Anzeige erſtatte, daß er ſich an den 
betreffenden Sitzungen betheiligen werde, wobei er zugleich um die Beſtellung 
des Subſtituten für die Dauer dieſer Seſſion mit der Erklärung bezüglich der 
Cautionsleiſtung einzuſchreiten hat. 

Die Notariatskammer hat ſofort den Antrag an den Gerichtshof erſter 
Inſtanz am Sitze der Kammer zu leiten, welcher, ſo weit dies innerhalb ſeines 
Wirkungskreiſes liegt, den Subſtituten zu beſtellen, nach 8 122 der N. O. des 
Amts zu handeln und den Notar auf dem Wege der Notariatskammer zu ver⸗ 
ſtändigen hat. 

Hievon werden fämmtliche Notariatskammern und die Gerichtshöfe 
erſter Inſtanz, letztere zur weiteren Mittheilung an die unterſtehenden Gerichte 
in Kenntniß geſetzt. 


Perſonalien. 


Der Finanzminiſter hat den Steueroberinſpector Barnabas Kerber zum 
Finanzſecretär bei der Salzburger Finanz⸗Landes⸗Direction ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Oreſtes Renney v. Her⸗ 
ſzeny den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Oberforſtingenieur bei der Innsbrucker 
Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in Innsbruck Adolf Ritter v. Guttenberg tax⸗ 
frei den Titel und Charakter eines Forſtrathes verliehen. N 

Der Handelsminiſter hat den dalmatiniſchen Bezirkscommiſſär Dr. Johann 
Prini zum Miniſterial⸗Viceſeeretär extra statum des Handelsminiſteriums ernannt. 


Erledigungen. 


Zwei Bezirksthierarztesſtellen in der 
Parenzo, bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 1' 

Concipiſtenſtelle bei der k. k. Generaldirection der Tabakregie in Wien in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 7. September. (Amtsbl. Nr. 181.) 

Secretärsſtelle bei der Hainburger k. k. Tabakhauptfabrik in der achten 
Rangsclaſſe, mit Holzgeld, Naturalwohnung gegen Caution, bis 7. September. 
(Amtsbl. Nr. 181.) 


eilften Rangsclaſſe in Görz und 
79). 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


